
E 192-NRlXXII. GP 

Entschließung 

des Nationalrates vom 21. Juni 2006 

betreffend Inanspruchnahme des Steuerzahlers 

Der Bundesminister für Finanzen wird ersucht, im Zusammenhang mit der 

Haftungsübernahme des Bundes gemäß BAWAG P.S.K.-Sicherungsgesetz 

sicherzustellen, dass der Steuerzahler erst dann zur Kasse gebeten wird, nachdem 

alle direkten und indirekten Eigentümer der BAWAG P.S.K., wobei Zweigvereine 

eines Eigentümers und von diesem gegründete Stiftungen diesem zuzurechen sind, 

die Bürge- und Zahlerhaftung nach § 1357 ABGB bedingungslos, ausgenommen 

jedoch Bedingungen zur Abwehr der Insolvenz der direkten und indirekten 

Eigentümer des Kreditinstitutes, ohne jede weitere Einschränkung übernommen 

haben. 
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